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1 Integration von Schwerbehinderten
„Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation bevor-
zugt bei der Stellenbesetzung berücksichtigt“. Dieser oder ein
ähnlicher Wortlaut ist in Stellenanzeigen zu lesen, die über-
wiegend von öffentlichen Institutionen und Unternehmen ge-
schaltet werden. Damit werden behinderte Menschen nach-
drücklich aufgefordert, sich trotz ihres Handicaps den Anfor-
derungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zu stellen, zumal
die Unternehmen mit derartigen Zusätzen in Stellenannoncen
darauf hinweisen wollen, die „Ausnahmesituation“ von
Schwerbehinderten bei der Suche nach einem Arbeitsverhält-
nis in besonderer Weise zu berücksichtigen. Gleichwohl ist die
Diskussion über die Beschäftigungssituation behinderter Men-
schen häufig emotional geprägt. Um sich hiervon so weit als
möglich frei zu machen, liefert ein Blick auf objektives Da-
tenmaterial die notwendige Basis. Hierzu sind beispielsweise
die in zweijährigem Abstand zu erstellende Schwerbehinder-
tenstatistik, § 53 des Schwerbehindertengesetzes oder ferner
die zu dokumentierenden Maßnahmen zur Rehabilitation be-
hinderter Menschen eine wesentliche Grundlage. Obgleich da-
mit ein erster Ausgangspunkt für eine genauere Analyse der
Lebens- und Arbeitssituation behinderter Menschen gegeben
ist, bleibt dennoch zu berücksichtigen, daß für spezielle Fra-
gestellungen auch „das großstatistische Datenmaterial mit z.T.
empfindlichen Lücken behaftet“ (von Henninges 1993: 7) ist.
Trotz dieser einschränkenden Prämisse wird nachfolgend der
Versuch unternommen, das Problemfeld Behinderung und Ar-
beitsleben näher zu umreißen und durch die Diskussion aus-
gewählter Ergebnisse über die Beschäftigungssituation behin-
derter Menschen aus der Sicht von Unternehmen einen Bei-
trag zum Schließen dieser Lücken zu leisten.
Die Eingliederung von Schwerbehinderten in das Arbeitsleben
aus der Sicht von Unternehmen – Ergebnisse einer empirischen
Untersuchung
Hartmuth Diery, Hans-Joachim Schubert, Klaus J. Zink, Kaiserslautern*
Die offiziellen Zahlen der Arbeitslosenstatistik weisen bei jeder Aktualisierung schwarz auf weiß die problemati-
sche Lage am Arbeitsmarkt aus. Eine ebenso ernstzunehmende Entwicklung zeichnet sich für eine spezielle Grup-
pe in diesem Heer von arbeitslosen Menschen ab: die arbeitslosen Schwerbehinderten. Auch für sie wird es zu-
nehmend schwieriger, eine angemessene Anstellung zu erhalten. Zu ihrer Behinderung kommt der Verlust eines
Arbeitsplatzes für sie als zusätzliche Erschwernis und nicht selten als erster Schritt auf dem Weg in die soziale Ver-
einsamung hinzu. Der Anteil Schwerbehinderter an den Erwerbspersonen in der Bundesrepublik ist seit den 80er
Jahren leicht rückläufig – trotz aller Anstrengungen von Arbeitsverwaltung und Hauptfürsorgestellen bei der Inte-
gration dieser Personengruppe in den allgemeinen Arbeitsmarkt.
In Rheinland-Pfalz wurde vor diesem Hintergrund im Jahre 1994 ein Projekt ins Leben gerufen, bei dem die (Wie-
der-)eingliederung von schwerbehinderten Menschen in das Arbeitsleben im Mittelpunkt steht. Um dies zu errei-
chen, werden von den Projektbeteiligten zwei unterschiedliche Wege beschritten. Zum einen werden in den Un-
ternehmen Vertrauenspersonen und Betriebsräte und zum anderen Personalverantwortliche bzw. Personalleiter an-
gesprochen und jeweils spezielle Unterstützungsleistungen für die Integration von Schwerbehinderten angeboten.
Die Wirksamkeit dieser Maßnahmen wird zusätzlich durch eine wissenschaftliche Begleitforschung bewertet.
Von Interesse war im Rahmen der Begleitforschung zunächst, auf welches Umfeld die Integrationsbemühungen
treffen werden. Zu diesem Zweck wurden in vier Regionen insgesamt 4.800 Betriebe um eine Beurteilung der In-
tegration von Schwerbehinderten gebeten. Auffällig ist, daß Betriebe auf der einen Seite in den vorhandenen Qua-
lifikationen der Behinderten kein gravierendes Hindernis für eine Beschäftigung sehen. Auf der anderen Seite zeigt
sich allerdings ein deutlich erkennbares Defizit an Informationen darüber, welche Förderleistungen und Unter-
stützungsmöglichkeiten für einen Betrieb bestehen, wenn er sich für die Beschäftigung eines behinderten Mitar-
beiters entscheidet.
* Dr. Hartmuth Diery, PD Dr. Hans-Joachim Schubert sind Mitarbeiter im In-
stitut für Technologie und Arbeit e.V. – Bereich Gesundheit und Soziales –,
Universität Kaiserslautern, Prof. Dr. Klaus J. Zink ist Leiter des Instituts.
Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren.Die zweifellos schwierige Situation von Schwerbehinderten
am Arbeitsmarkt hat in Rheinland-Pfalz dazu geführt, daß in
1994 ein Projekt zur (Wieder-)eingliederung von Schwerbe-
hinderten in das Arbeitsleben initiiert wurde, das durch das
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, Rheinland-
Pfalz gefördert wird.
Generelles Ziel dieses Projektes ist es, mehr arbeitslose be-
hinderte Menschen in ein Beschäftigungsverhältnis zu brin-
gen. Zu diesem Zweck wird (jeweils regional begrenzt) der
Versuch unternommen, auf unterschiedlichem Wege jene Per-
sonengruppen in den Unternehmen anzusprechen, die für die
Einstellung bzw. die besonderen Belange Behinderter zu-
ständig sind: Personalverantwortliche und Vertrauensperso-
nen. Über eine Sensibilisierung von Industrie- und Hand-
werksunternehmen für die besondere Beschäftigungsproble-
matik behinderter Menschen hinaus bedeutet dies, daß die
Unternehmen dazu angeregt werden sollen, für die angespro-
chene Zielgruppe (neue) Arbeits- und/oder Praktikumsplätze
bereitzustellen. Der Weg einer verstärkten Sensibilisierung
der Personalverantwortlichen wird von der Informations- und
Beratungsstelle zur beruflichen Integration von Schwerbe-
hinderten, kurz RE-INTEGRA, beschritten. Dabei handelt es
sich um eine Gesellschaft der Industrie- und Handelskammer
Rheinhessen, der Handwerkskammer Rheinhessen und – als
federführender Institution – des Bildungswerkes der Rhein-
land-Pfälzischen Wirtschaft e.V.
Demgegenüber versucht die Beratungsstelle zur Integration
Schwerbehinderter in Ausbildung und Arbeit – kurz aktion 16
– in der Trägerschaft des Berufsfortbildungswerkes des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes ihre Verbindungen zu den Be-
triebsräten und Vertrauenspersonen in den Unternehmen zu
nutzen. 
Zielsetzung der wissenschaftlichen Begleitforschung für das
Gesamtvorhaben „(Wieder-)eingliederung von Schwerbehin-
derten in das Arbeitsleben“ ist es, jeweils projektbegleitend
die von den Projektnehmern (RE-INTEGRA und aktion 16)
durchgeführten Maßnahmen zu evaluieren. Leitend ist dabei
stets die Frage, inwieweit die projektbedingten Maßnahmen
dazu beitragen, für schwerbehinderte Menschen die Aufnah-
me, Ausübung und Sicherung eines Beschäftigungsverhält-
nisses zu ermöglichen, zu erleichtern und/oder zu sichern.
Kenngrößen für den Erfolg der einzelnen Maßnahmen sind
dabei vor allem die von den Projektnehmern definierten Er-
folgsindikatoren, die als Maßstab für ihre Arbeit formuliert
wurden. Im einzelnen sind dies:
Neben der Einschätzung der durchgeführten Maßnahmen
durch die Projektnehmer ist es ein Bestandteil der Begleit-
forschung, in den untersuchten Regionen die Einschätzung
ausgewählter Unternehmen zur Beschäftigung von Schwer-
behinderten zu erfassen. Hierzu dient ein strukturierter Fra-
gebogen, der in den untersuchten Regionen zu Beginn und zu
Ende der fünfjährigen Projektlaufzeit eingesetzt wurde bzw.
wird. Ziel dieser Vorgehensweise ist es, einerseits ein aktuel-
les Meinungsbild aus den Unternehmen zu erhalten. Ande-
rerseits kann ein verändertes Antwortverhalten bei der zwei-
ten Befragung zu Ende der Projektlaufzeit Hinweise auf eine
veränderte Einstellung zur Integrationsproblematik von
Schwerbehinderten aus Sicht der Unternehmen liefern. Hier-
zu ist es allerdings notwendig, intervenierende Einflußgrößen
zu erfassen bzw. in ihrer Wirkung mit zu berücksichtigen. Zu
denken ist hier beispielsweise an verstärkte Anstrengungen
durch die Arbeitsverwaltung, die Hauptfürsorgestellen bzw.
Landschaftsverbände oder von Einzelinitiativen zur Integra-
tion von Schwerbehinderten. Die Begleitforschung zur (Wie-
der-)eingliederung von Schwerbehinderten in das Arbeitsle-
ben stützt sich somit auf die
• Einschätzung der Maßnahmen der Projektnehmer,
• Beobachtung besonderer Maßnahmen öffentlicher Institu-
tionen,
• Beobachtung projektorientierter Maßnahmen freier Träger,
• Befragung ausgewählter Unternehmen.
Damit die im folgenden diskutierten Ergebnisse besser ein-
geordnet werden können, wird zunächst auf die Situation
Schwerbehinderter am Arbeitsmarkt eingegangen. 
2 Integration und Arbeitsmarkt: Die Arbeitssituation
behinderter Menschen
Die Integration bzw. Beschäftigung behinderter Menschen ist
in der Bundesrepublik auf der Grundlage des Schwerbehin-
dertengesetzes grundsätzlich geregelt. Demnach gilt ein
Mensch dann als behindert, wenn eine für sein Lebensalter
untypische und dauerhafte Einschränkung seiner körperli-
chen, geistigen oder seelischen Funktionen vorliegt (§ 3
SchwbG). Operationalisiert wird dies über den sogenannten
Grad der Behinderung (GdB), der – ausgedrückt als Prozent-
wert – implizit Auskunft über die Leistungsfähigkeit der be-
troffenen Person geben soll. Obwohl § 3 SchwbG den Begriff
der Behinderung regelt, gibt es im Gesetz keine Festlegung
zum Begriff des Behinderten. Dort werden lediglich Schwer-
behinderte oder ihnen gleichgestellte Personen definiert. 
Nach § 5 SchwbG sind alle Arbeitgeber mit mehr als 16 Ar-
beitnehmern dazu verpflichtet, mindestens 6 Prozent der Ar-
beitsplätze für Schwerbehinderte zur Verfügung zu stellen.
Verstoßen die Unternehmen gegen diese gesetzliche Vor-
schrift, so sind sie verpflichtet, als sogenannte Ausgleichs-
abgabe für jeden nicht besetzten Arbeitsplatz monatlich
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Erfolgsindikatoren Grobe Operationalisierung
Einstellungspraxis ❑ Anzahl beschäftigter Behinderter
❑ Einstellung gegenüber der Beschäf-
tigung von Behinderten
Erfüllung / Übererfüllung der Pflichtquote ❑ Einstellungsquote
Inanspruchnahme der Beratungsleistung ❑ Beratungsleistung der technischen
Berater
Förderanträge und deren Erfolg /  ❑ Anzahl der gestellten Anträge
Genehmigung (Bescheide)
Kündigungen von Schwerbehinderten ❑ Anzahl der Kündigungsverfahren
Schulungsteilnahme ❑ Art und Anzahl der Kurse
❑ Teilnehmerzahlen
❑ anonyme Beurteilung der Schulun-
gen durch die Teilnehmer hinsicht-
lich der Vermittlung von Schlüssel-
qualifikationen
Schaffung neuer Arbeitsplätze ❑ quantitative und qualitative Daten
Erschließung von Praktikumsplätzen ❑ quantitative Daten
(und Anschlußarbeitsverhältnissen)
Erstmalige Einstellung von Behinderten ❑ Anzahl der Ersteinstellungen
Tabelle 1: Erfolgsindikatoren zur Beurteilung der durch-
geführten Maßnahmen200,– DM zu entrichten (§11 SchwbG). In die aktuelle Dis-
kussion ist hier der Vorschlag eingebracht worden, diesen Ab-
gabesatz auf 400,– DM zu erhöhen, um für die Unternehmen
einen finanziell „höheren Anreiz“ für die Beschäftigung von
behinderten Menschen zu schaffen. Diese Mittel der Aus-
gleichsabgabe werden nach § 11 SchwbG durch die Haupt-
fürsorgestellen verwaltet und zweckgebunden für die beruf-
liche Förderung und (Wieder-)eingliederung von Schwerbe-
hinderten verwendet.
Die Eingliederung behinderter Menschen in das Arbeitsleben
wird ferner durch die Arbeitsverwaltung ebenso wie durch die
Hauptfürsorgestellen der einzelnen Bundesländer gefördert,
die beide im Rahmen ihrer Tätigkeiten die Vermittlung von
behinderten Menschen unterstützen (§§ 31 und 33 SchwbG). 
Über staatlich geförderte Möglichkeiten hinaus erfolgt die
Eingliederung behinderter Menschen in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt in bestimmtem Umfang auch durch die Einrich-
tungen der beruflichen Rehabilitation. Zu nennen sind hier
speziell Berufsbildungswerke (BBW) und Berufsförderungs-
werke (BFW). 
Aussagen zur Beschäftigungssituation behinderter Menschen
lassen sich etwa aus folgenden soziodemographischen bzw.
arbeitsmarktbezogenen Daten ableiten:
• Anzahl schwerbehinderter Erwerbspersonen,
• Vermittlungsquote arbeitsloser Schwerbehinderter,
• besetzungsfähige Arbeitsplätze für Schwerbehinderte oder
• für Schwerbehinderte geeignete offene Stellen.
Hierauf wird nachfolgend im einzelnen näher eingegangen.
(vgl. ergänzend auch Zink/Diery 1996: 480-491)
Berücksichtigt man, daß sich der Anteil arbeitsloser Schwer-
behinderter an der Gesamtzahl der Arbeitslosen in der Ver-
gangenheit bei rund sechs Prozent eingependelt hat und er-
freulicherweise rückläufige Tendenz aufweist (1980 betrug
der Anteil arbeitsloser Schwerbehinderter noch 7,6 Prozent,
während dieser Wert in 1994 auf 6,0 Prozent gesunken ist),
und überdies relativ gering ist, so scheint die angesprochene
Thematik vordergründig eher von untergeordneter Bedeutung
zu sein. Hierbei gilt es allerdings zu bedenken, daß es sich bei
diesen etwa sechs Prozent in 1994 bundesweit um rund
154.000 Menschen handelt, deren Arbeitsleistung nicht nach-
gefragt wird und die über Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhil-
fe und Bezug von Sozialhilfe über den öffentlichen Haushalt
zu finanzieren sind. Für das Bundesland Rheinland-Pfalz
überschritt in 1996 die Zahl der arbeitslosen Schwerbehin-
derten erstmals sogar die Grenze von 10.000 Personen. 
Neben diese ausschließlich ökonomische Sichtweise tritt der
„psychische Schaden“, der durch die erzwungene Erwerbslo-
sigkeit (auch) bei vielen behinderten Menschen entstehen
kann bzw. entsteht. Schließlich erfüllt Arbeit nicht nur den
Zweck der materiellen Lebenssicherung, sondern sie hat glei-
chermaßen eine soziale Funktion. Zu denken ist hier nur an
die Kommunikation mit anderen oder die Persönlichkeitsent-
wicklung und Selbstbestätigung des einzelnen durch seine
Arbeitstätigkeit.
Die Daten in Tabelle 2 zeigen einen gegenläufigen Verlauf für
die Entwicklung der Schwerbehinderten, die in einem Ar-
beitsverhältnis stehen und der Zahl arbeitsloser Schwerbe-
hinderter. Während die Zahl der beschäftigten Schwerbehin-
derten im Verlauf der vergangenen Jahre deutlich unter die
Einmillionengrenze gefallen ist, weisen die Zahlen für die ar-
beitslosen Schwerbehinderten im gleichen Zeitraum eine
Steigerung um rund 128 Prozent gegenüber dem Basisjahr
1980 auf. Obgleich im betrachteten Zeitraum die Zahl der Er-
werbspersonen insgesamt einen Zuwachs erfahren hat (+ 11,7
Prozent von ’80 auf ’94), nimmt die Anzahl schwerbehinder-
ter Erwerbspersonen ab (- 6,4 Prozent von ’80 auf ’94). Als
Folge dieser Entwicklungen geht der Anteil Schwerbehin-
derter an allen Erwerbspersonen von 3,8 Prozent in 1980 auf
3,2 Prozent in 1994 zurück. 
Mit der beschriebenen Entwicklung korrespondiert der Ver-
lauf bei den Vermittlungen arbeitsloser Schwerbehinderter in
ein neues Arbeitsverhältnis allerdings nicht. Abbildung 1 do-
kumentiert für jene Landesarbeitsamtsbezirke, die für die
nachfolgend erörterte Untersuchung relevant sind sowie für
die gesamte Bundesrepublik, daß die Vermittlung arbeitslo-
ser Schwerbehinderter im Vergleich zum Vermittlungserfolg
bei allen Arbeitslosen in den vergangenen Jahren leicht stei-
gende Tendenz aufweist. Entgegen diesem Trend entwickeln
sich lediglich die Zahlen für die ostdeutschen Landesarbeits-
amtsbezirke. Gleichwohl bewegt sich der Anteil an vermit-
telten arbeitslosen Schwerbehinderten mit 1 bis 1,2 Prozent
auf einem geringen Niveau.
Den bisherigen Daten entsprechend müßten in privaten und
öffentlichen Unternehmen durchschnittlich für 154.000 be-
hinderte Menschen Arbeitsplätze bereitgestellt werden. Aus
Tabelle 3 ist zu entnehmen, daß bei einer Betrachtung über
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Merkmal 1980 1984 1988 1992 1994
Beschäftigte Schwer- 1.000.310 937.444 855.746 910.913 845.692
behinderte (insgesamt)
Arbeitslose Schwerbe- 67.415 139.110 130.466 125.381 154.125
hinderte (insgesamt)
Schwerbehinderte 1.067.725 1.076.554 986.212 1.036.294 999.817
insgesamt (Erwerbs-
personen)
Erwerbspersonen 27.948.000 28.659.000 29.611.000 31.263.000 31.210.000
insgesamt
Anteil Schwerbe- 3,8 3,8 3,3 3,3 3,2
hinderter an den Er-
werbspersonen (%)
Tabelle 2: Entwicklung der Schwerbehinderten- und Er-
werbspersonenzahlen
(nach Bundesanstalt für Arbeit 1991: 751 und 1996: 117)
Abbildung 1: Verhältnis der Arbeitsvermittlungen von
arbeitslosen Schwerbehinderten und Arbeitslosen insge-













Daten nach Statistischem Bundesamt 1996: 134 und 230 ; 1995: 263; 1994:
262alle Betriebsgrößenklassen (operationalisiert an der Zahl der
Arbeitsplätze) bei jenen Unternehmen, die die erforderliche
Pflichtquote an Arbeitsplätzen für behinderte Mitarbeiter
nicht erfüllen, insgesamt rund 516.000 Arbeitsplätze als un-
besetzt einzustufen sind. Rein rechnerisch wäre es somit pro-
blemlos möglich, für jeden arbeitslosen Schwerbehinderten
einen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen: Selbst dann
wären noch nicht alle freien Arbeitsplätze mit der vorgesehe-
nen Zielgruppe besetzt.1 Allerdings ist bei dieser vereinfa-
chenden Argumentation zu berücksichtigen, daß zum einen
nicht alle dieser unbesetzten Stellen zwangsläufig auch für
behinderte Mitarbeiter geeignet sind und zum anderen die er-
forderlichen Anforderungen der einzelnen Arbeitsplätze nicht
mit den Qualifikationsvoraussetzungen der behinderten Men-
schen übereinstimmen müssen.
Wie die Daten in Tabelle 4 dokumentieren, nimmt der Anteil
an offenen Stellen, die auch für behinderte Menschen als ge-
eignet eingestuft werden, in der Zeit ab 1984 permanent zu.
Interessant ist ferner, daß sich in dieser Zeit bis 1995 das Ver-
hältnis von Berufen aus dem Angestelltenbereich zu gewerb-
lichen Berufen nahezu umkehrt (in 1995 werden fast 60 Pro-
zent aller für Schwerbehinderte geeigneten offenen Stellen
dem gewerblichen Bereich zugeordnet). Gleichwohl zeigt ein
Blick auf die absoluten Zahlen, daß trotz der ständigen Zu-
nahme der Zahl offener Stellen auch in 1994, bezogen auf
die Anzahl arbeitslos gemeldeter Schwerbehinderter, rund
16.000 Stellen zu wenig vorhanden sind. 
Einen Hinweis darauf, daß das Qualifikationsniveau bei
schwerbehinderten Bewerbern ein Problem sein kann, liefert
eine Auswertung von qualifikationsbezogenen Informationen
jener Personen, die bei der Informations- und Beratungsstel-
le zur beruflichen Integration von Schwerbehinderten – einem
der Beteiligten des Projektes zur (Wieder-)eingliederung von
Schwerbehinderten in das Arbeitsleben – betreut wurden bzw.
werden (vgl. Tabelle 5).
Demnach haben zwar rund 90 Prozent aller dieser Personen
einen Schulabschluß. Auch die Tatsache, daß knapp 40 Pro-
zent der erfaßten Personen über einen Hauptschulabschluß
und 30 Prozent über den Abschluß der mittleren Reife bzw.
des Abiturs verfügen, ist durchaus positiv zu werten. Proble-
matischer ist hingegen der Umstand, daß immerhin 22 Pro-
zent der schwerbehinderten Bewerber angeben, keinen Be-
rufsabschluß zu besitzen. Damit ist zweifellos die Vermitt-
lungschance auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt weiter ein-
geschränkt bzw. bedarf der überdurchschnittlichen Anstren-
gung aller Beteiligten.
Dieses Ergebnis weist darauf hin, daß sich über die Behinde-
rung hinaus weitere Merkmale negativ auf die Vermittlung in
ein Arbeitsverhältnis auswirken. Gleichwohl ist eine Behin-
derung an sich bereits ein gravierender negativer Faktor für
den Vermittlungserfolg. Wie bereits eine ältere Untersuchung
nachweisen konnte, ist die Tatsache einer vorhandenen Be-
hinderung nicht nur ein eigenständiges, sondern zugleich ein
schwerwiegendes Merkmal, das die Integration von Schwer-
behinderten in das Arbeitsleben hemmt (vgl. Schettkat / Sem-
linger 1982: 434-442). 
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1 Dieser Sachverhalt dient auch als Argumentation dafür, die gesetzlich fest-
geschriebene Pflichtquote zur Beschäftigung von behinderten Menschen zu
senken (vgl. Gaßmann 1994: 451-455).
Zahl der Arbeit- Arbeits- besetzte unbesetzte Ist-
Arbeitsplätze geber plätze1 Arbeits- Arbeits- Besetzungs-
[von - bis unter] plätze plätze2 quote
16 - 30 72.732 1.560.409 41.221 62.258 2,6
30 - 100 68.320 3.519.963 108.373 120.841 3,1
100 - 300 19.842 3.250.110 116.381 91.944 3,6
300 - 500 3.876 1.477.173 57.060 36.260 3,9
500 - 1.000 2.859 1.955.668 80.072 43.744 4,1
1.000 - 10.000 1.924 4.510.476 200.320 86.862 4,4
10.000 - 50.000 114 2.373.729 106.876 40.159 4,5
50.000 - 100.000 12 784.128 44.707 9.123 5,7
100.000 u. mehr 10 1.782.433 89.341 24.498 5,0
Insgesamt 189.211 21.214.089 844.351 515.688 4,0
1 Für die Berechnung der Pflichtquote zugrundegelegte Anzahl an Arbeits-
plätzen.
2 Summe aller unbesetzten Arbeitsplätze bei jenen Arbeitgebern, die die
Pflichtquote nicht erfüllen. Die besetzten Arbeitsplätze jener Arbeitgeber,
die über die Pflichtquote hinaus weitere Schwerbehinderte beschäftigen, sind
nicht saldiert.
Tabelle 3: Arbeitgeber mit mehr als 16 Arbeitsplätzen
und Besetzungsquote (Stand: Oktober 1995)
(Bundesanstalt für Arbeit 1997: 96)
Jahr Offene Stellen %-Anteil an %-Anteil an %-Anteil an
(jew. Ende Sept.) für Schwerbe- allen offenen Angestellten- gewerblichen
hinderte Stellen berufen Berufen
(gesamt) (bzgl. gesamt) (bzgl. gesamt)
1984 9.523 10,5 72,1 27,9
1985 15.729 13,4 67,2 32,8
1986 46.335 28,0 57,6 42,4
1987 64.938 36,1 52,7 47,3
1988 81.227 39,8 50,7 49,3
1989 118.938 41,1 44,5 55,5
1990 143.286 44,8 45,9 54,1
1991 167.123 49,0 45,6 54,4
1992 165.312 52,0 44,7 55,3
1993 122.217 53,5 40,6 59,4
1994 137.804 57,1 39,9 60,1
1995 151.767 59,1 41,4 58,6
Tabelle 4: Für Schwerbehinderte geeignete offene Stellen
im Bundesgebiet West
(Bundesanstalt für Arbeit 1997: 96)
1995 1996 gesamt %
Schulabschluß ja 120 72 192 90,1
nein 7 2 9 4,2
k. A. 12 0 12 5,7
Summe 139 74 213 100,0
Sonderschule 6 2 8 3,8
Volksschule 16 2 18 8,5
Hauptschule 51 31 52 38,5
Realschule 20 21 41 19,2
Gymnasium 12 11 23 10,8
Sonstige 15 7 22 10,3
k. A. 19 0 19 8,9
Summe 139 74 213 100,0
Berufsabschluß ja 94 65 159 74,6
nein 38 9 47 22,1
k. A. 7 0 7 3,3
Summe 139 74 213 100,0
Tabelle 5: Qualifikationsbezogene Daten schwerbehin-
derter BewerberSchwerbehinderte haben „aufgrund ihrer Behinderung noch
immer mit besonderen und mit größeren Problemen auf dem
Arbeitsmarkt zu kämpfen als andere Personengruppen. Nach
wie vor bedarf es deshalb erheblicher gesellschaftlicher An-
strengungen, Schwerbehinderte in Arbeit und Beruf zu inte-
grieren“ (von Henninges 1993: 6). Ein ähnlich negatives Bild
spiegelt auch die Situation in Rheinland-Pfalz wider, wie die
Antwort auf eine große Anfrage der SPD-Fraktion vom
2.11.1995 an den Landtag zur sozialen, schulischen und be-
ruflichen Integration behinderter Menschen in Rheinland-
Pfalz zeigt. In der Antwort des Ministeriums für Arbeit, So-
ziales und Gesundheit vom 18.12.1995 heißt es: „Sind
Schwerbehinderte erst einmal arbeitslos geworden, sind ihre
Chancen, einen neuen Arbeitsplatz zu finden ... gering.“ Wei-
ter wird ausgeführt: „Es bedarf eines weit überdurchschnitt-
lichen personellen und finanziellen Mitteleinsatzes, um sie
wieder in Arbeit zu vermitteln.“ 
3 Die Beschäftigungssituation behinderter Menschen
aus der Sicht von Unternehmen – Ergebnisse einer
empirischen Untersuchung
3.1 Konzeption der Befragung ausgewählter Unternehmen
Die Diskussion über die Beschäftigungssituation von Schwer-
behinderten ist häufig von unklaren Vorstellungen, Emotio-
nen, und nicht zuletzt auch von Vorurteilen diesen Menschen
gegenüber geprägt. Vor diesem Hintergrund war es das
Hauptziel der Befragung, detailliertere Informationen zu fol-
genden Themen zu erhalten:
• das für behinderte Menschen vorhandene Aufgabenangebot,
• der Informationsstand der Betriebe in bezug auf die Be-
schäftigung von Behinderten,
• die Relevanz monetärer Aspekte,
• die Bedeutung von Einflußgrößen aus dem Umfeld,
• die Existenz möglicher betrieblicher Problemfelder und
• die Nutzung von bestehenden Unterstützungsleistungen für
behinderte Mitarbeiter.
Die Befragten wurden gebeten, eine Reihe entsprechender
Aussagen auf einer fünfstufigen Skala (1 = trifft nicht zu; 5 =
trifft völlig zu) zu bewerten. 
Zu Beginn der Projektarbeit mußte davon ausgegangen wer-
den, daß auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Pro-
jektnehmer RE-INTEGRA und aktion 16 bei ihrer Suche nach
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen für schwerbehinderte Men-
schen mit Vorbehalten der Unternehmen konfrontiert würden.
Ferner war anzunehmen, daß die Einstellung zur Beschäfti-
gung behinderter Menschen bei den Unternehmen in den je-
weiligen Regionen der Projektnehmer einen entscheidenden
Einfluß auf die Bereitschaft der Betriebe haben wird, ent-
sprechende Ausbildungs- und Arbeitsplätze zur Verfügung zu
stellen. Aus diesem Grunde wurde vor Beginn der Aktivitä-
ten der Projektnehmer eine Befragung ausgewählter Betriebe
konzipiert und durchgeführt. Generelles Ziel dieser Umfrage
war es, aktuelle Informationen über die Beschäftigungssitua-
tion behinderter Menschen zu erhalten. Darüber hinaus soll-
te ein möglichst breites Spektrum an unterschiedlichen Wirt-
schaftsbereichen mit der Untersuchung angesprochen wer-
den, um nicht von vorneherein eine Einschränkung auf weni-
ge Branchen zu erhalten. Zu diesem Zweck wurden Betriebe
aus Industrie, Dienstleistung, Handel und Handwerk in die
Befragung einbezogen. Damit für jeden dieser Bereiche aus-
reichend Datenmaterial für aussagekräftige Aussagen vor-
liegt, wurden durch Zufallsauswahl in jenen Regionen, in de-
nen die Projektnehmer aktiv sind, jeweils 300 Betriebe je
Wirtschaftsbereich ausgewählt und in die Befragung einbe-
zogen. Je Region sind somit 1.200 Betriebe angeschrieben
worden. Die für den Projektnehmer RE-INTEGRA relevante
Region ist Rheinhessen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter von aktion 16 haben ihren Wirkungskreis in der Region
Trier/Koblenz. Diese Regionen bilden die sogenannten Erhe-
bungsregionen, in denen die Befragung durchgeführt wurde. 
Zur besseren Einschätzung der Befragungsergebnisse wurde
versucht, für die Erhebungsregionen Rheinhessen auf der ei-
nen Seite und Trier/Koblenz auf der anderen Seite sogenann-
te Vergleichsregionen zu finden, die diesen von der Struktur
her ähnlich sind. Als Auswahlkriterien wurden hierzu stati-
stische Daten über die Bevölkerung, die Zahl der Erwerbs-
personen, Anzahl an Arbeitslosen und Behinderten sowie den
erwirtschafteten Umsatz herangezogen. Als Ergebnis dieses
Auswahlprozesses hat sich als Vergleichsregion zu Rhein-
hessen der Regierungsbezirk Freiburg und zur Region
Trier/Koblenz der Regierungsbezirk Braunschweig heraus-
kristallisiert. 
Im Hinblick auf die anzusprechende Zielgruppe sind in den
Unternehmen prinzipiell zwei Personengruppen maßgeblich:
zum einen die in den Personalabteilungen für Einstellungen
verantwortlichen Mitarbeiter, zum anderen die Vertrauens-
personen, die die Rechte der schwerbehinderten Arbeitneh-
mer vertreten. Damit Informationen sowohl von Arbeitge-
berseite (vertreten durch die Personalverantwortlichen) als
auch von der Seite der Arbeitnehmer (vertreten durch die Ver-
trauenspersonen) berücksichtigt werden können, wurde je
Unternehmen je ein Fragebogen an einen Personalverant-
wortlichen bzw. eine Vertrauensperson als Zielgruppen ge-
richtet. Wie Tabelle 6 zeigt, weist die prozentuale Verteilung
der auswertbaren Fragebögen in bezug auf die beiden Ziel-
gruppen insgesamt keine nennenswerten Unterschiede auf.
Erwartungsgemäß haben mehr Personalverantwortliche ge-
antwortet als Vertrauenspersonen. Ursache dafür ist, daß eine
Vielzahl von Betrieben aufgrund ihrer Größe keine Vertrau-
ensperson haben muß. 
Zu Beginn der Untersuchung bestanden Bedenken bezüglich
der Resonanz auf die Thematik der Beschäftigung behinder-
ter Menschen bei den Unternehmen und dementsprechend be-
züglich eines ausreichenden Rücklaufs. Das Ergebnis zeigt je-
doch, daß die Unternehmen für die angesprochenen Fragen
durchaus sensibilisiert sind. Die Anzahl antwortender Perso-
nen und die daraus resultierenden Rücklaufquoten insgesamt
sowie aufgegliedert in die einzelnen Wirtschaftsbereiche
zeigt Tabelle 7. Für sozialwissenschaftliche Studien ist der je-
weils erreichte verwertbare Rücklauf mit 14 -17 Prozent bzw.
sogar 21 Prozent im Falle von Braunschweig erfreulich hoch.
Wie erwartet war die Beteiligung von Unternehmen, die dem
Bereich Industrie zuzuordnen sind, mit Werten zwischen 30
und rund 40 Prozent am höchsten. Interessant ist ferner die
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Zielgruppe Rheinhessen Freiburg Trier/Koblenz Braunschweig
(Erhebungs- (Vergleichs- (Erhebungs- (Vergleichs-
region) region) region) region)
Personalverantwortliche 62 63 66 67
Vertrauenspersonen 38 37 34 33
Tabelle 6: Beteiligung von Personalverantwortlichen und
Vertrauenspersonen an der Unternehmensbefragung (ge-
rundet in %)relativ hohe Beteiligung von Betrieben aus dem Handwerk.
Dort haben zwischen 25 und 30 Prozent der befragten Be-
triebe verwertbare Fragebögen zurückgesandt. Für Unterneh-
men, die sich an der Befragung nicht beteiligt haben, wurden
– unabhängig von der jeweiligen Region – als Hauptgründe
der Nichtteilnahme zum einen eine grundsätzliche Ablehnung
von schriftlichen Befragungen und zum anderen fehlende Zeit
angegeben. 
Bei der folgenden Interpretation der einzelnen Ergebnisse ist
weiterhin zu beachten, daß die Mehrzahl der Unternehmen
mit bis zu 25 Mitarbeitern als Kleinbetrieb einzustufen ist. Zu
dieser Gruppe zählen im einzelnen: Rheinhessen 58 Prozent,
Freiburg 75 Prozent, Trier/Koblenz 73 Prozent und Braun-
schweig 53 Prozent. Die zweite größere Gruppe, die durch die
Befragungsergebnisse repräsentiert wird, sind jene Unter-
nehmen, die mehr als 100 Mitarbeiter beschäftigen. Auf sie
entfallen in Rheinhessen 21 Prozent, in Freiburg 19 Prozent,
in Trier/Koblenz 13 Prozent und in Braunschweig 21 Prozent.
Ferner ist zu beachten, daß bei den antwortenden Unterneh-
men in der Mehrheit weniger als 10 behinderte Mitarbeiter
beschäftigt sind. Die Werte zwischen den jeweils vergliche-
nen Regionen weichen dabei nicht allzu deutlich voneinander
ab (Rheinhessen 78 Prozent und Freiburg 86 Prozent;
Trier/Koblenz 90 Prozent und Braunschweig 92 Prozent).
3.2 Ausgewählte Ergebnisse aus den betrachteten Regionen
Bei der Diskussion der Ergebnisse werden für die genannten
Themenbereiche zunächst die Ausprägungen zu den einzel-
nen Fragen für die jeweiligen Regionen insgesamt sowie im
gegenseitigen Vergleich erörtert. In den Fällen, in denen die
Ergebnisse in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen nen-
nenswert von den Gesamtergebnissen abweichen, wird darauf
gesondert eingegangen. 
Auffällig ist zunächst, daß sowohl die verglichenen Regionen
Rheinhessen (Erhebungsregion) und Freiburg (Vergleichsre-
gion) sowie Trier/Koblenz (Erhebungsregion) und Braun-
schweig (Vergleichsregion) als auch diese Regionen unter-
einander bei den einzelnen Antworten dann kaum Unter-
schiede aufweisen, wenn jeweils die Mittelwerte über die ein-
zelnen Ausprägungen je Frage gebildet werden. Dies deutet
darauf hin, daß in diesen Regionen von den antwortenden Un-
ternehmensvertretern die Beschäftigungssituation behinder-
ter Menschen sehr ähnlich wahrgenommen und eingestuft
wird. Im Hinblick auf einen späteren Vergleich des Antwort-
verhaltens zwischen dieser ersten und der noch durchzu-
führenden zweiten Befragung ist somit die Möglichkeit ge-
geben, sich eventuell ergebende Veränderungen mit den durch
die Projektnehmer durchgeführten Maßnahmen in Zusam-
menhang zu bringen. 
Die interessante Frage ist nun, inwiefern sich bei differen-
zierterer Betrachtung der Ergebnisse Unterschiede im Ant-
wortverhalten zwischen den einzelnen Regionen herausar-
beiten lassen.
3.2.1 Tätigkeiten und Aufgabenstruktur als Beschäftigungs-
hemmnis
Die von den Unternehmen angebotenen Aufgaben können ein
Hindernis für mehr Beschäftigung schwerbehinderter Men-
schen sein. Von Interesse war daher die Frage, ob die mögli-
chen Aufgaben in den Betrieben für behinderte Mitarbeiter
als zu schwierig eingestuft werden. Hier herrscht in allen Re-
gionen eine Tendenz vor, die diese Aussage bejaht. Im Mittel
liegen die Aussagen mit Werten zwischen 3,2 und 3,5 zwi-
schen den Ausprägungen teilweiser bis ziemlicher Zustim-
mung. Die genauere Antwortstruktur zeigt allerdings, daß in
Rheinhessen weniger Betriebe in den zu bewältigenden Auf-
gaben ein Problem sehen als die befragten Betriebe aus den
Regionen Freiburg, Trier/Koblenz und Braunschweig. We-
sentlich geprägt wird dieses Bild in Freiburg von den Vertre-
tern der Bereiche Industrie, Dienstleistung und Handel. Hin-
zu kommen in allen Regionen die Vertreter des Handwerks,
die in der Tendenz verstärkt dazu neigen, in den Aufgaben ein
Hindernis für die Beschäftigung Schwerbehinderter zu sehen.
Lange Arbeitslosigkeit kann dazu führen, daß die potentiel-
len Mitarbeiter von der allgemeinen Entwicklung abgekop-
pelt werden und sich zunehmend Qualifikationsdefizite ein-
stellen. Diese Argumentation wird von allen Vertretern aber
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Wirtschaftsbereich Rheinhessen Freiburg Trier/Koblenz Braunschweig
(Erhebungs- (Vergleichs- (Erhebungs- (Vergleichs-
region) region) region) region)
verwertbare Frage- 177 202 177 252
bögen (absolut)
daraus resultierender  17 14 15 21
Rücklauf (in %)
davon (in %)
Industrie 31 42 35 32
Dienstleistungen 20 23 20 25
Handel 14 17 15 11
Handwerk 30 15 24 26
Tabelle 7: Anzahl beteiligter Personen und verwertbarer
Rücklauf

















































Br/Tr1anur zum Teil gestützt. Jeweils um die 40 Prozent bzw. im Fal-
le von Rheinhessen 34 Prozent der Antwortenden äußern sich
in dieser Weise. Annähernd ebenso viele Antworten entfallen
auf die Ausprägungen geringer oder keiner Zustimmung. In
Rheinhessen beträgt dieser Wert sogar 45 Prozent. Abwei-
chend von diesem Grundmuster antworten lediglich die
Dienstleister in Rheinhessen, die in diesen beiden Antwort-
kategorien 63 Prozent erreichen. Auffällig sind ferner die
Antworten aus dem Handwerk in den Bereichen Trier/
Koblenz und Braunschweig. Hier wird zu 37 Prozent (Braun-
schweig) bzw. 19 Prozent (Trier/Koblenz) die Meinung ver-
treten, daß längere Arbeitslosigkeit negative Auswirkungen
auf die Qualifikation hat.
Die Frage nach dem Zusammenhang von längerer Arbeitslo-
sigkeit und möglichen Qualifikationsdefiziten zeigte im
Grunde für die arbeitslosen Schwerbehinderten, daß die Un-
ternehmen darin keinen schwerwiegenden Mangel sehen.
Ebenso positiv sind die Antworten auf die Frage, ob bei be-
hinderten Bewerbern von mangelndem Fachwissen auszuge-
hen ist. Mit Werten um 75 Prozent bzw. 63 Prozent für Rhein-
hessen bzw. Freiburg geben die Unternehmensvertreter ein
eindeutiges Votum dafür ab, daß sie im vorhandenen Fach-
wissen der behinderten Bewerber überwiegend keinen bzw.
überhaupt keinen Hinderungsgrund für eine Beschäftigung
sehen. Ganz deutlich ist dies bei den Dienstleistern zu sehen.
Überraschend ist, daß sich in den Bereichen Industrie und vor
allem Handwerk die gleiche Antwortstruktur abzeichnet. Le-
diglich die Handwerksvertreter aus Freiburg äußern zu knapp
40 Prozent zumindest teilweise Bedenken hinsichtlich der
fachlichen Eignung. 
Behinderte Mitarbeiter können aufgrund ihrer Behinderung
zwangsläufig nicht so flexibel eingesetzt werden wie nicht-
behinderte Mitarbeiter. Häufig steht dem ein speziell auf die
Bedürfnisse des einzelnen zugeschnittener Arbeitsplatz ent-
gegen. Folglich ist es nicht überraschend, daß von den Un-
ternehmen hier ein mögliches Handicap gesehen wird. Inter-
essant ist in diesem Zusammenhang aber, daß nicht – wie zu
vermuten wäre – der Aussage mangelnder Einsatzmöglich-
keiten voll und ganz zugestimmt wird. Durchschnittlich stim-
men nur rund die Hälfte der Unternehmensvertreter völlig
bzw. überwiegend zu. Rund ein Drittel aller Antworten spie-
gelt darüber hinaus die Auffassung wider, daß dies nur teil-
weise zutreffend sei. 
Wenn behinderte Mitarbeiter eine geringere Einsatzflexibi-
lität haben als ihre nichtbehinderten Kollegen, dann ist im Ex-
tremfall denkbar, daß sie nur für eine bestimmte Arbeits-
tätigkeit eingesetzt werden können. Die Mehrheit aller Un-
ternehmensvertreter ist mit rund 40 Prozent für Rheinhessen,
Freiburg und Braunschweig bzw. 47 Prozent für Trier/Ko-
blenz der Ansicht, daß behinderte Mitarbeiter teilweise aus-
schließlich für eine Tätigkeit einsetzbar sind. Lediglich für
die Region Rheinhessen wählen die Vertreter der Industrie mit
47 Prozent überproportional häufig die Antwortkategorien
überwiegender und völliger Zustimmung. Für die Region
Braunschweig trifft gleiches für die Vertreter des Handels (27
Prozent) zu.
Die Leistungsanforderungen an jeden einzelnen sind in den
vergangenen Jahren in den Unternehmen eher gestiegen denn
gesunken. Trotzdem geben die Unternehmensvertreter ein
deutliches Votum dafür ab, daß diese Anforderungen auch für
behinderte Mitarbeiter nicht zu hoch sind. Circa ein Drittel al-
ler Antwortenden ist der Meinung, daß dies nur zum Teil zu-
trifft. Jeweils etwa ein weiteres Viertel schätzt die Leistungs-
anforderungen für Behinderte als kaum bis nicht zu hoch ein.
Abweichungen hiervon gibt es in Rheinhessen bei den Hand-
werkern – deren Vertreter sehen die Leistungsanforderungen
immerhin zu 46 Prozent als teilweise zu hoch an – und bei den
Dienstleistern: hier wird zu 40 Prozent die Ansicht vertreten,
daß die Leistungsanforderungen auch für behinderte Mitar-
beiter keineswegs zu hoch seien.
3.2.2 Informationsstand in den Unternehmen
Neben den Aufgaben in den Unternehmen wurde als weite-
res Themenfeld, welches einem vermehrten Angebot an Ar-
beitsplätzen für Behinderte entgegenstehen kann, der Bereich
der Informationsbereitstellung vor allem der öffentlichen
Stellen hinterfragt. In diesem Zusammenhang war von Inter-
esse, inwieweit die verschiedenen Informationsmedien und
deren Inhalt bekannt sind, und wie die vorhandenen Bera-
tungsleistungen eingeschätzt und genutzt werden. 
Die Antworten zur Bekanntheit des insgesamt zur Verfügung
stehenden Informationsmaterials zeigen keine klare Ten-
denz. Über alle Branchen hinweg betrachtet äußern die Un-
ternehmensvertreter, daß ihnen dieses Material zumindest
teilweise bekannt sei. Für die Anbieter des Informationsma-
terials kann sich daran beispielsweise die Frage anschließen,
ob sie zu viele Informationen bereitstellen, ob sie die geeig-
netsten Verbreitungskanäle verwenden oder ob sie die rich-
tigen Zielgruppen erreichen. Erste Hinweise auf diese Fra-
gen liefert eine genauere Analyse der Antworten aus den ein-
zelnen Wirtschaftsbereichen. So fällt auf, daß für die Regio-
nen Freiburg, Trier/Koblenz und speziell Rheinhessen die
Vertreter des Handwerks mit Werten um 40 bzw. 50 Prozent
angeben, daß der Informationsumfang nicht bekannt sei.
Rund 40 Prozent der Nennungen aus dem Bereich Handel der
Region Trier/Koblenz entfallen ebenfalls auf die Rubrik
„nichtzutreffend“. 
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Br/Tr1eEin vergleichbares Bild ergibt sich für die Frage nach der Be-
kanntheit der verschiedenen Informationen. Auch hier wird
im Mittel über alle Wirtschaftsbereiche eine nur teilweise
Kenntnis der einzelnen Inhalte bestätigt. Geringfügig häufi-
ger wie bei der Frage nach dem Umfang des Informations-
materials wird hier mit rund einem Drittel aller Nennungen
angegeben, daß die Inhalte nicht bekannt seien. Überdurch-
schnittlich oft wird diese Antwortmöglichkeit auch in diesem
Fall wieder von den Vertretern des Handwerks und des Han-
dels in allen Regionen gewählt. Für Trier/Koblenz trifft die-
se Aussage ferner für die Vertreter der Dienstleistungsbran-
chen zu.
Über die reine Weitergabe von Informationen hinaus bieten
sowohl die Arbeitsverwaltung als auch die Hauptfürsorge-
stellen qualifizierte Beratungen an, wenn es um spezielle
Fragen hinsichtlich der Einstellung und Beschäftigung von
Schwerbehinderten geht. Genannt sei beispielsweise die
technische Beratung bei der Einrichtung oder Umgestaltung
von Arbeitsplätzen. Bei der Frage, inwieweit diese Mög-
lichkeiten einer umfassenden Beratung bei den Unternehmen
bekannt sind, kristallisieren sich in allen Regionen drei Grup-
pen heraus: erstens eine größere Gruppe von Unternehmen,
die gut bis sehr gut informiert ist, zweitens eine kleine Grup-
pe, die nur zum Teil über die Beratungsmöglichkeiten Kennt-
nis hat, und drittens eine wiederum größere Gruppe, die we-
nig bis nichts über diese Leistungen der öffentlichen Stellen
kennt. Erwartungsgemäß hoch ist der Kenntnisstand bei den
Unternehmen der Bereiche Industrie und Dienstleistungen,
spürbar schlechter hingegen ist er in allen Regionen bei den
Handwerkern sowie – für Trier/Koblenz – bei den Dienstlei-
stern. Speziell für die Vertreter der dritten Gruppe mit dem
schlechtesten Informationsstand sollten folglich andere als
die bekannten Wege der Informationsvermittlung gesucht
werden.
Über das Wissen zur Nutzung bestehender Beratungsleistun-
gen hinaus ist es allerdings entscheidender, dieses Angebot
auch tatsächlich zu nutzen. Dies wird stark davon abhängen,
wie wertvoll die Beratungen von den Unternehmensvertretern
eingeschätzt werden. Über alle Wirtschaftsbereiche und Re-
gionen betrachtet, vergeben die Unternehmensvertreter hier
nur das Prädikat „teilweise ausreichende Beratung“. Die trifft
auf das Angebot der Arbeitsverwaltung und der Hauptfürsor-
gestellen gleichermaßen zu. Wie bei der Einschätzung der
Möglichkeiten einer umfassenden Beratung, so können auch
in diesem Fall drei Gruppen gebildet werden. Diese grenzen
sich allerdings nicht ganz so deutlich ab wie bei der Frage
nach den Möglichkeiten umfassender Beratung. Je eine
größere Gruppe dokumentiert, daß sie die Beratungsleistun-
gen überwiegend oder völlig ausreichend bzw. als wenig bis
gar nicht ausreichend einstufen. Überdurchschnittlich ungün-
stige Bewertungen geben dabei für die Regionen Rheinhes-
sen und Freiburg die Vertreter der Bereiche Dienstleistungen,
Handwerk und Handel ab.
Die Bedeutung von Kostenaspekten, auf die an späterer Stel-
le nochmals genauer eingegangen wird, hat für die Unter-
nehmen in allen Regionen in der Tendenz über alle Wirt-
schaftsbereiche eine mittlere bis hohe Bedeutung. Vor diesem
Hintergrund ist es keineswegs überraschend, daß die Fragen
nach den Möglichkeiten der Kostenerstattung für die Ein-
richtung eines behindertengerechten Arbeitsplatzes oder die
Weiterbildung eines behinderten Mitarbeiters von rund der
Hälfte aller Antwortenden als ziemlich bis völlig bekannt an-
gegeben werden. Die Nennungshäufigkeiten für die Ant-
wortkategorien teilweiser, geringer und keiner Zustimmung
bewegen sich hingegen nur zwischen 10 und 20 Prozent.
Bei einer detaillierteren Aufgliederung fällt auf, daß für den
Wirtschaftsbereich Handwerk die Ausprägungen beim Ver-
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Br/Tr2egleich Rheinhessen und Freiburg im Vergleich zu allen ande-
ren Wirtschaftsbereichen deutlich größere Abweichungen
voneinander aufweisen. Die Handwerksvertreter der Region
Freiburg geben an, daß sie über die Möglichkeiten der Ko-
stenerstattung schlechter informiert sind als ihre Kollegen der
Region Rheinhessen. Das gleiche Phänomen ist im Handwerk
bei einem Vergleich der Regionen Trier/Koblenz und Braun-
schweig feststellbar. Hier verfügen die Vertreter Braun-
schweigs über einen deutlich besseren Informationsstand. Die
Probleme, mit denen behinderte Menschen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt zu kämpfen haben, können eine Ursa-
che auch darin haben, daß über ihre spezielle Situation, die
aus der Behinderung resultiert, zu wenig bekannt ist und da-
mit aus Unkenntnis ein falsches Bild bei den Unternehmen
entsteht und zu wenig für diese Menschen unternommen wird.
Unter diesem Gesichtspunkt war von Interesse, ob in den Un-
ternehmen das Bewußtsein vorhanden ist, sich über das Ar-
beitsamt nicht nur Bewerber allgemein, sondern speziell auch
behinderte Menschen vermitteln zu lassen. Unabhängig von
den einzelnen Wirtschaftsbereichen liegen die Antworten hier
fast ausnahmslos bei den Kategorien überwiegender und völ-
liger Kenntnis: zwischen rund 80 und 90 Prozent der Ant-
worten entfallen darauf. Ausnahme bildet der Bereich des
Handwerks, für den die Werte in den Regionen Freiburg und
Braunschweig in diesen beiden Kategorien jeweils nur knapp
70 Prozent erreichen. 
Ein ähnlich hoher Kenntnisstand spiegelt sich in bezug auf
die Arbeitsmarktsituation behinderter Menschen wider. Auch
hier liegt das Wissen um diese Problematik bei Werten zwi-
schen etwa 80 und 90 Prozent (Aussage trifft ziemlich und
völlig zu). Für die Bereiche Dienstleistungen und Handel klet-
tern diese Werte für die Regionen Braunschweig und Trier/
Koblenz sogar nahe an bzw. auf 100 Prozent.
3.2.3 Bedeutung von Kostenaspekten
Wenn in einem Betrieb behinderte Menschen eingestellt wer-
den, kann dies für das Unternehmen häufig einen zusätzlichen
Kostenfaktor bedeuten. Zu denken ist in diesem Zusammen-
hang daran, daß ein Arbeitsplatz zuerst behindertengerecht
(um)gestaltet werden muß, bevor ein behinderter Mensch ihn
voll ausfüllen kann. Aber auch der Umbau bzw. die Einrich-
tung geeigneter sanitärer Einrichtungen oder die rollstuhlge-
rechte Gestaltung des Arbeits- und Umfeldes sind unter die-
ser Rubrik zu erwähnen. Hinzu kommt auch, daß behinderten
Menschen aufgrund ihrer Behinderung Sonderurlaub zuste-
hen kann oder veränderte Formen der Arbeitszeit notwendig
werden, was zu organisatorischen Veränderungen und damit
zu Kosten für das Unternehmen führen kann. Ferner führt ein
besonderer Kündigungsschutz für behinderte Mitarbeiter
dazu, daß in den Unternehmen nicht selten die „Gefahr“ ge-
sehen wird, daß die Beschäftigung eines behinderten Mitar-
beiters zu einem unkalkulierbaren Kostenfaktor wird, weil er
nicht freigesetzt werden könne. Nicht nur die Einstellung und
Beschäftigung behinderter Menschen kann zusätzliche Ko-
sten verursachen. Auch die Nichtbeschäftigung führt dann zu
Kosten, wenn die notwendige Pflichtquote von sechs Prozent
der Arbeitsplätze (bei Unternehmen mit mehr als 16 Mitar-
beitern) nicht mit Schwerbehinderten besetzt ist. Dann ist für
jeden unbesetzten Arbeitsplatz die Ausgleichsabgabe zu ent-
richten. 
Kosten aufgrund von Umbaumaßnahmen oder wegen beste-
hender Schutzrechte und Sonderregelungen für behinderte
Mitarbeiter haben in allen Regionen über alle Wirtschaftsbe-
reiche hinweg mit Ausprägungen nahe dem Antwortwert
„hoch“ eine starke Bedeutung. Auffällig ist, daß die Ein-
schätzungen zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen,
die generell verhältnismäßig wenig voneinander abweichen,
beim Vergleich der Regionen Rheinhessen und Freiburg für
die Industrievertreter einen hohen Unterschied bei der Ant-
wortausprägung sehr hoher Bedeutung aufweist: 44 Prozent
für Rheinhessen und lediglich 26 Prozent für Freiburg. Ähn-
lich hoch sind auch die Unterschiede bei der Einschätzung der
Kosten für Umbaumaßnahmen bei den Dienstleistern. 18
Prozent der Vertreter der Region Rheinhessen, aber 32 Pro-
zent der Vertreter von Freiburg geben ihr Votum für eine ge-
ringe Bedeutung ab. Bemerkenswert ist ferner der jeweils
hohe Anteil der Unternehmensvertreter der Bereiche Hand-
werk und Handel, die in den Regionen Trier/Koblenz und
Braunschweig Kosten für Umbaumaßnahmen eine sehr hohe
Bedeutung beimessen.
Kosten aufgrund bestehender Schutzrechte für behinderte
Mitarbeiter werden in der Gesamteinschätzung bei allen Un-
ternehmen fast identisch beurteilt wie Kosten für Umbau-
maßnahmen. Auch sie haben im Mittel hohe Bedeutung. Ver-
gleichbar mit der vorangehenden Frage sind auch hier die Ver-
treter des Handwerks und des Handels – nun allerdings aus
allen vier Regionen – der Ansicht, daß Kosten aufgrund von
Sonderregelungen (wie z.B. Sonderurlaub) eine hohe bis sehr
hohe Bedeutung zukommt. 
Im Vergleich zu den beiden umrissenen Kostenfaktoren spielt
die Ausgleichsabgabe für die Unternehmen keine derart wich-
tige Rolle. Hier herrscht in allen Wirtschaftsbereichen ten-
denziell weitgehende Einigkeit darüber, daß ein Betrag von
200,– DM pro Monat für jeden nicht besetzten Arbeitsplatz
als Kostenfaktor höchstens eine mittlere Bedeutung (ent-
spricht der Skalenausprägung 3) hat: die Mittelwerte liegen
in allen Regionen zwischen 2,6 und 2,8.
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Br/Tr3a3.2.4 Einflußgrößen aus dem Umfeld der Unternehmen
Die nach wie vor schwierige Wirtschaftslage mit einem bis-
lang unerreicht hohen Niveau an arbeitsuchenden Menschen
war auch zum Zeitpunkt der Befragung in den Unternehmen
ein drängendes Problem und mögliche Ursache für die
Zurückhaltung bei der Beschäftigung von Schwerbehinder-
ten. Schließlich geben im Mittel alle Unternehmensvertreter
an, daß die daraus resultierende schlechte Auftragslage bei
ihnen ziemlich häufig bis sehr häufig einen allgemeinen Ein-
stellungsstopp als Konsequenz nach sich gezogen hat. Durch-
schnittlich um die 50 Prozent aller Nennungen entfallen auf
diese Antwortkategorien. Besonders trifft dies für die Regio-
nen Rheinhessen und Freiburg für die Bereiche Industrie und
Handwerk zu. Für die Region Trier/Koblenz scheint dies spe-
ziell für den Handel, für die Region Braunschweig für den
Wirtschaftsbereich der Industrie ein Problem zu sein. 
Behinderte Menschen können bei ihren Bewerbungen um ei-
nen Arbeitsplatz dann ins Hintertreffen kommen, wenn die
Unternehmen es vorziehen, bei gleicher Qualifikation einen
nicht behinderten oder jüngeren Bewerber vorziehen. Auf die
Frage, ob es auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt genügend gut
qualifizierte nicht behinderte Arbeitskräfte gibt, wurde die
Antwortkategorie völliger Zustimmung zwar häufiger ge-
wählt als die Kategorie geringer oder keiner Zustimmung.
Trotzdem votieren durchschnittlich um die 50 Prozent der Un-
ternehmensvertreter dafür, daß diese Aussage nur teilweise
oder ziemlich zutrifft. Erfreulich, daß für die Region Freiburg
mit 41 Prozent überdurchschnittlich viele Handwerksvertre-
ter die Aussage für nur teilweise zutreffend halten. Gleiches
gilt für die Region Trier/Koblenz (43 Prozent). 
In der Tendenz insgesamt vergleichbar ist das Antwortver-
halten auf die Frage, ob der allgemeine Arbeitsmarkt genü-
gend jüngere nicht behinderte Arbeitskräfte zur Verfügung
stellt. Auffällig ist dabei lediglich, daß für die Bereiche Hand-
werk und Handel die Vertreter der Region Braunschweig häu-
figer dazu tendieren als die Vertreter von Trier/Koblenz, den
Aussagen ziemlich oder völlig zuzustimmen. Folglich wird
dort stärker die Meinung vertreten, daß es genügend jüngere
nicht behinderte Bewerber gibt. 
Es ist unbestritten, daß der Staat bemüht ist, durch besonde-
re Maßnahmen die Lasten für behinderte Menschen zu ver-
ringern, in bezug auf die Arbeitsmarktsituation beispielswei-
se durch Sonderprogramme wie Beschäftigungshilfen für
Langzeitarbeitslose. Bei der Frage, inwieweit die Unterneh-
men solche Programme für wirksam halten, zeichnet sich
weitgehend Einigkeit unter den Unternehmensvertretern ab.
Sie vertreten einhellig die Ansicht, daß diesen Programmen
nur geringfügig mehr als mittlere Bedeutung für eine Verbes-
serung der Arbeitsmarktlage Behinderter beizumessen ist. 
Haben Unternehmen ihren Firmensitz in Industriegebieten
oder im ländlichen Raum, dann bietet dies beispielsweise den
Vorteil einer guten Verkehrsanbindung an Bundesstraßen
oder Autobahnen. Für die Beschäftigten haben solche Stand-
orte zum Teil aber den Nachteil, daß sie mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln nur umständlich zu erreichen sind. Für behin-
derte Menschen kann aber die Möglichkeit, Busse und Bah-
nen nutzen zu können, einen Gewinn an persönlicher Mobi-
lität bedeuten und damit eine Voraussetzung sein, auch einen
Arbeitsplatz anzunehmen, der etwas weiter vom Wohnort ent-
fernt ist. Die Unternehmensvertreter von Rheinhessen und
Freiburg sehen allerdings in einem unzureichenden Ver-
kehrsnetz in ihrer Region kein massives Hindernis. Maximal
zum Teil wird dieser Aussage zugestimmt. 40 Prozent der
Dienstleister in Rheinhessen sind sogar der Ansicht, daß das
Verkehrsnetz überhaupt keine Einschränkung darstellt. Im
Vergleich tendieren die Vertreter der Regionen Trier/Koblenz
und Braunschweig häufiger dazu, in einem unzureichenden
Verkehrsnetz ein mögliches Hindernis für eine verstärkte Be-
schäftigung behinderter Menschen zu sehen. 
3.2.5 Unternehmensinterne Einflußfaktoren
Ein weiterer Gesichtspunkt, der als Problembereich bei der
Beschäftigung von behinderten Menschen zu beleuchten war,
ist die Frage nach möglichen Hemmnissen in den Unterneh-
men. Hierzu wurden neun konkretisierende Fragen gestellt.
Bei derartigen Fragestellungen besteht stets die Gefahr, daß
Schwierigkeiten, die im eigenen Bereich ihre Ursache haben,
nach außen selten gerne offengelegt werden – also sozial er-
wünschte Antworten gegeben werden. Allerdings fallen die
Antworten keineswegs nur positiv aus, so daß nicht der Ein-
druck entsteht, es handle sich um „geschönte“ Aussagen. 
Von Interesse war, inwieweit die Tatsache, daß behinderten
Mitarbeitern Sonderurlaub oder andere „Vergünstigungen“
zusteht, zu einer erschwerten Integration in Unternehmen
führt. In allen Wirtschaftsbereichen wird die Auffassung ver-
treten, daß eine so begründete „Sonderstellung“ behinderter
Menschen nur teilweise zu Schwierigkeiten führt. Lediglich
die Handwerksvertreter der Region Freiburg wählen mit 41
Prozent die Möglichkeit teilweiser Zustimmung. Mit 46 bzw.
39 Prozent erreichen die Vertreter des Bereiches Handel der
Regionen Braunschweig bzw. Trier ähnlich hohe Werte in der
Rubrik teilweiser Zustimmung. Insgesamt äußert sich die
Mehrheit aber dahingehend, daß sie mit ca. 60 Prozent aller
Nennungen in den Kategorien geringer oder keiner Zustim-
mung ausdrücken, daß sie in einer Sonderstellung behinder-
ter Menschen kein Intergationshindernis sehen. 
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Br/Tr4eEin weiterer Hinderungsgrund für eine verstärkte Beschäfti-
gung behinderter Menschen kann darin vermutet werden, daß
die in einem Unternehmen beschäftigten nicht behinderten
Mitarbeiter aus irgend welchen Gründen ablehnen, mit be-
hinderten Menschen zusammenzuarbeiten. Im Durchschnitt
vertreten knapp 70 Prozent der Antwortenden die Meinung,
daß Vorurteile der nicht behinderten Mitarbeiter gegenüber
möglichen behinderten Kollegen kaum oder gar nicht vor-
handen sind.  Dies ist zwar ein durchaus erfreulicher Anteil,
zu beachten ist allerdings, daß diese Frage nicht zwingend von
den Mitarbeitern beantwortet wurde, die Erfahrungen mit ei-
ner solchen Arbeitssituation haben. Vielmehr drücken diese
Antworten das Meinungsbild der Personalverantwortlichen
und Vertrauenspersonen aus, das diese von behinderten Men-
schen im Arbeitsalltag haben. Größere Skepsis in bezug auf
diese Problematik drücken die Handwerksvertreter der Re-
gion Rheinhessen aus. 
Im Vergleich zu den beiden vorangegangenen Fragen zeigt
sich auf die Frage, ob sich nicht behinderte Mitarbeiter auf-
grund der bestehenden Schutzrechte und Sonderregelungen
für behinderte Mitarbeiter benachteiligt fühlen, ein positives
Antwortverhalten. Es tritt das Phänomen auf, daß diese Fra-
ge häufiger mit ziemlicher Zustimmung beurteilt wird. Über-
durchschnittlich oft trifft dies auf den Wirtschaftsbereich des
Handwerks zu (Rheinhessen 23 Prozent, Freiburg 17 Prozent,
Braunschweig 14 Prozent und Trier/Koblenz 11 Prozent). Er-
wähnenswert auch der mit 17 Prozent hohe Wert bei der Ant-
wortkategorie „völliger Zustimmung“, der die Meinung der
Vertreter des Handels in der Region Trier/Koblenz wieder-
gibt.
Das Antwortverhalten dreht sich nahezu vollständig um,
wenn es um die Beantwortung der Frage geht, ob von den Un-
ternehmen auf dem Arbeitsmarkt gezielt nach behinderten
Bewerbern gesucht wird. Ein derartiger Fall könnte bei-
spielsweise dann relevant werden, wenn die geforderte
Pflichtquote noch nicht erreicht ist. Allerdings suchen im Mit-
tel rund 80 Prozent der Unternehmen nicht gezielt nach be-
hinderten Bewerbern. Hierin unterscheiden sich weder die
untersuchten Regionen noch die einzelnen Wirtschaftsberei-
che voneinander. 
Folglich verwundert es nicht, wenn die Unternehmensvertre-
ter mit ihren Antworten dokumentieren, daß sie in rund der
Hälfte aller Fälle wegen einer Übererfüllung der Pflichtquo-
te keine weiteren behinderten Bewerber mehr einstellen wer-
den. 
Der Aussage, über die Pflichtquote hinaus weitere behinder-
te Menschen einzustellen, stimmen in den Regionen Rhein-
hessen, Freiburg und Trier/Koblenz rund 30 Prozent der Un-
ternehmensvertreter zu, in der Region Braunschweig liegt
dieser Wert um 10 Prozentpunkte höher. Auffällig ist hier, daß
selbst bei Industrieunternehmen, bei denen eine bessere Be-
schäftigungsquote für behinderte Menschen hätte vermutet
werden können, eine Übererfüllung der sechsprozentigen
Pflichtquote auch nur von rund einem Drittel aller antwor-
tenden Unternehmensvertreter bekundet wurde.
Demgegenüber sind es die Dienstleister in der Region Rhein-
hessen und Trier/Koblenz, die zu 60 Prozent bzw. 55 Prozent
angeben, auch über die Pflichtquote hinaus behinderte Mitar-
beiter zu beschäftigen. Deutlich fällt demgegenüber das Vo-
tum der Vertreter des Handels in den Regionen Trier/Koblenz
(48 Prozent) und Braunschweig (46 Prozent) und des Hand-
werks der Region Braunschweig (60 Prozent) aus, die auf kei-
nen Fall über die Pflichquote hinaus Arbeitsplätze für Behin-
derte zur Verfügung stellen wollen.
Eine mögliche Begründung für diesen Sachverhalt kann dar-
in gesehen werden, daß eine ebenfalls überwiegende Anzahl
von Unternehmen (im Durchschnitt ca. 70 Prozent) keine
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Abbildung 8: Bedeutung einer „Sonderstellung“ behin-


































































































Br/Tr5hNotwendigkeit sieht, die Stellen möglichst schnell zu beset-
zen. Vor diesem Hintergrund wird nachvollziehbar, daß be-
hinderte Bewerber bei den Unternehmen einen schweren
Stand haben. Die Unternehmen ziehen es nach den vorlie-
genden Ergebnissen im Umkehrschluß eher vor, eine ausge-
schriebene Stelle längere Zeit lieber nicht zu besetzen und
statt dessen ggf. mehrfach auszuschreiben – oder nicht zu be-
setzen –, bevor sie sich für einen behinderten Bewerber ent-
scheiden. 
In der momentan schwierigen Wirtschaftslage kann ein ver-
hältnismäßig einfacher Grund für Nichteinstellungen darin
bestehen, daß die Geschäftstätigkeit eingeschränkt wird. In
bezug auf diese Fragestellung kristallisieren sich zwei klare
Antworthäufungen heraus. Jeweils etwa ein Drittel der Ant-
wortenden stimmt diesem Sachverhalt vollständig zu bzw.
lehnt dies vollständig ab. Für die Regionen Rheinhessen, Frei-
burg und Trier/Koblenz ergibt sich mit rund 50 Prozent der
Vertreter des Dienstleistungsbereiches keine Einschränkung
der Geschäftstätigkeit. Für 44 Prozent der Handwerksvertre-
ter der Region Braunschweig ist eine Einschränkung der Ge-
schäftstätigkeit durchaus ein Problemfeld. 
Zur besseren Einschätzung der Antworten zu diesem Fragen-
block möglicher betrieblicher Schwierigkeiten wurde abge-
fragt, ob sich die Unternehmen noch in einer Aufbauphase
(bis zu drei Jahren) befinden oder sich bereits am Markt eta-
bliert haben. Zwischen 80 und 90 Prozent der Unterneh-
mensvertreter geben an, daß ihr Betrieb über die Aufbaupha-
se hinweg ist. Nur für die Vertreter des Handels in Rheinhes-
sen und die Vertreter des Handwerks in der Region Trier/Ko-
blenz trifft diese Aussage (jeweils 17 Prozent geben an, noch
in der Aufbauphase zu sein) nicht zu.
In Ergänzung zu der Frage, ob sich die Aufgaben, die in ei-
nem Unternehmen zu bearbeiten sind, für Behinderte eignen,
wurde etwas allgemeiner hinterfragt, ob das Aufgabenfeld, in
dem der Betrieb tätig ist, ebenfalls geeignet erscheint. Die
Mehrheit der Unternehmensvertreter ist zwar der Auffassung,
daß dies vollständig oder zumindest teilweise der Fall ist.
Rund ein Drittel votiert allerdings mit einem klaren Nein. Mit
54 Prozent für Trier/Koblenz, 56 Prozent für Freiburg, 58 Pro-
zent für Braunschweig und sogar 73 Prozent für Rheinhessen
sind es die Vertreter des Handwerks, die dieses Bild eines für
Behinderte völlig ungeeigneten Aufgabengebietes prägen.
3.2.6 Inanspruchnahme von Förderleistungen durch die
Unternehmen
Unternehmen können bei der Beschäftigung behinderter Mit-
arbeiter direkte Unterstützungsleistungen in Anspruch neh-
men. Explizit wurde hinterfragt, inwieweit von der Haupt-
fürsorgestelle Lohnkostenzuschüsse, Zuschüsse zu einer be-
hindertengerechten Arbeitsgestaltung, technische Beratung
oder Qualifizierungsmaßnahmen für behinderte Mitarbeiter
in Anspruch genommen werden. Ferner war von Interesse, ob
das Angebot der Arbeitsverwaltung an technischer Beratung
oder an Qualifizierungsmaßnahmen genutzt wird. Unabhän-
gig davon, um welchen Leistungsanbieter und welche Lei-
stung es sich handelt, zeigen die Ergebnisse, daß um die 90
Prozent aller Unternehmen keine dieser Leistungen für sich
in Anspruch nehmen. Dies gilt gleichermaßen für alle Wirt-
schaftsbereiche und alle untersuchten Regionen. Ganz dra-
stisch stellen sich die Werte für die Bereiche Handwerk und
Handel in Rheinhessen und Freiburg dar. In beiden Fällen
werden praktisch keine Leistungen genutzt. Das gleiche Re-
sümee muß für die Handwerksvertreter für Trier/Koblenz und
Braunschweig gezogen werden. 
4 Schlußbetrachtung
Vor dem Hintergrund der sich in der deutschen Wirtschaft zur
Zeit vollziehenden Veränderungen und dem damit verbunde-
nen Druck auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wäre es reine Il-
lusion zu glauben, daß durch die Aktivitäten der Projektneh-
mer eine insgesamt spürbare Entspannung der Beschäfti-
gungssituation behinderter Menschen zu leisten wäre. Zu
vielfältig und komplex sind hier die Ursachen- und Wir-
kungsbeziehungen, die zur Arbeitslosigkeit führen. Teilwei-
se sind solche Beziehungen nicht oder nur schwer aufzulösen
und zu beeinflussen. Auch kann und sollen durch die Arbeit
der Projektnehmer die Anstrengungen und das Verdienst der
Arbeitsvermittler bei den öffentlichen Stellen keineswegs ge-
schmälert werden. Ohne ihren Einsatz wäre das Heer der Ar-
beitslosen zweifellos noch größer und die Zahl arbeitsloser
Schwerbehinderter hätte in Rheinland-Pfalz vermutlich be-
reits vor Jahren die Marke von 10.000 Personen überschrit-
ten. Trotz allem soll hier keiner resignativen und pessimisti-
schen Grundhaltung das Wort geredet werden.
Wichtig im gemeinsamen „Kampf“ gegen die Arbeitslosig-
keit – und hier speziell gegen die Arbeitslosigkeit behinder-
ter Menschen – ist es, daß neben der bewährten Vermitt-
lungsarbeit der öffentlichen Stellen wie Arbeitsverwaltung
oder Hauptfürsorgestellen bzw. Landschaftsverbänden auch
andere Wege gangbar gemacht und beschritten werden. Ent-
scheidend wird hier sein, daß nicht mehrere das Gleiche tun.
Die Arbeitsvermittler sind täglich bemüht, eine große Zahl
von arbeitsuchenden Menschen in ein Beschäftigungsver-
hältnis zu bringen, darunter auch Schwerbehinderte. Es liegt
in der Natur der Sache, daß dabei für den einzelnen nicht im-
mer die Zeit aufgewendet werden kann, die notwendig wäre.
Hierin besteht eine Chance zur gegenseitigen Ergänzung. 
Es liegt die Vermutung nahe, daß durch die Arbeit der Pro-
jektnehmer vor allem dann die erwünschten und dringend
benötigten Arbeitsplätze für behinderte Menschen akquiriert
werden können, wenn vor und während der Vermittlungsar-
beit auf die individuellen Erfordernisse behinderter Bewerber
eingegangen wird. Für die behinderten Menschen kann dies
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die Gewißheit formal korrekter Bewerbungsunterlagen, aber
auch den Abbau von Unsicherheit oder Angst vor einer kon-
kreten Bewerbungssituation bedeuten. Für die Unternehmen
liegt ein Vorteil in einer individuellen Betreuung behinderter
Bewerber durch die Projektnehmer darin, daß bereits im Vor-
feld einer konkreten Bewerbung bzw. vor einem Bewer-
bungsgespräch ein intensiver Abgleich zwischen den Anfor-
derungen eines Arbeitsplatzes und den Fähigkeiten und Vor-
stellungen der Bewerber erfolgen kann. Für einen behinder-
ten Menschen bedeutet dies im Umkehrschluß, daß er seine
Bewerbung gezielter an solche Arbeitgeber richten kann, bei
denen ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz vorhanden oder ge-
schaffen werden kann. Damit erhöht sich die Chance auf ei-
nen Vermittlungserfolg.
Die Suche nach einem Arbeitsplatz für behinderte Bewerber
sollte nicht ausschließlich unter engen finanziellen Gesichts-
punkten beleuchtet werden.  In Kosten-Nutzen-Überlegungen
einer Vermittlung dürfen nicht nur die entstehenden Förder-
und Projektkosten einfließen. Zu berücksichtigen sind auch
Kosten einer Nicht-Vermittlung (z.B. Arbeitslosengeld und
-hilfe, Sozialhilfe, Wohngeld oder Ausfälle bei Sozialabga-
ben), mit denen der Staatshaushalt belastet wird. Zu enge Sy-
stem- bzw. Betrachtungsgrenzen führen zu suboptimalen Lö-
sungen.
Seit der Projektlaufzeit von RE-INTEGRA weisen die Ver-
mittlungszahlen für arbeitslose Schwerbehinderte in Rhein-
land-Pfalz wie auch für das gesamte Bundesgebiet von ’94
auf ’95 zunächst eine steigende Tendenz auf, fallen jedoch im
Folgejahr wieder ab. Über den Dreijahreszeitraum von ’94 bis
’96 ergibt sich eine durchschnittliche Vermittlungsquote ar-
beitsloser Schwerbehinderter, die in Rheinland-Pfalz bei rund
11 Prozent und für das gesamte Bundesgebiet bei ca. 16 Pro-
zent liegt. Die Zahlen für Rheinland-Pfalz bleiben somit etwa
5 Prozent hinter dem Bundesdurchschnitt zurück.
Die zusätzlichen Vermittlungen, die durch die Projektnehmer
realisiert werden, können somit dazu beitragen, die Vermitt-
lungssituation arbeitsloser Schwerbehinderter – wenn auch
verhalten – zu verbessern. Angesichts einer Zahl von mehr als
10.000 arbeitslosen Schwerbehinderten im Jahre 1996 in
Rheinland-Pfalz kann dies als ein positiver Beitrag für die Be-
hinderten des Landes gewertet werden.
Die Tatsache, daß ein Großteil der antwortenden Unterneh-
men über keine bis wenig Erfahrungen mit der Beschäftigung
von behinderten Menschen verfügt, ist vor dem Hintergrund,
daß die erforderliche Pflichtquote von den wenigsten Unter-
nehmen tatsächlich erreicht wird (vgl. die Werte in Tabelle 3)
nicht verwunderlich. Demgegenüber ist es aber positiv zu
werten, daß die Unternehmen beispielsweise in einer länge-
ren Arbeitslosigkeit von Schwerbehinderten oder in deren
Einsatzmöglichkeiten im Betrieb keineswegs zwingend ein
massives Handicap für ein Beschäftigungsverhältnis sehen. 
Insgesamt bleibt abzuwarten, ob sich die bislang zu ver-
zeichnenden „Erfolge“ bei der Akquirierung von Arbeits-
plätzen und deren Besetzung mit behinderten Bewerbern auch
in den folgenden Jahren der Projektarbeit fortsetzen lassen. 
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Bund
Rheinland- West Ost insgesamt
Pfalz
Arbeitslose Schwerbeh. 8.844 155.525 22.792 178.317
1994 Vermittlungen 919 23.473 8.776 32.249
Quote 9,40% 13,10% 27,80% 15,30%
Arbeitslose Schwerbeh. 9.181 155.528 20.590 176.118
1995 Vermittlungen 1.190 25.796 8.926 34.722
Quote 12% 14,20% 30,20% 16,50%
Arbeitslose Schwerbeh. 9641* 156.894 23.862 180756
1996 Vermittlungen 1.109 25.275 8.334 33.609
Quote 10,30% 13,90% 25,90% 15,70%
* aktuelle Daten von Ende 12/96, übrige Angaben: Jahresmittelwerte
Tabelle 8: Vermittlungen arbeitsloser Schwerbehinderter